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Königlichen Preußiſchen Staaten 
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(Nr. 5164.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 31. Oktober 1859., betreffend die Veraͤnderung der 
Richtung für den durch Allerhoͤchſten Erlaß vom 13. Oktober 1856, be: 
reits genehmigten Bau der Chauſſee von Berent bis zur Kreisgrenze bei 
Lamk, ſowie die Verleihung der fiskaliſchen Vorrechte für dieſen Bau auch 
in der jetzigen veraͤnderten Richtung. N 


Ai Ihren Bericht vom 7. d. M. genehmige Ich unter Ruͤckſendung der An⸗ 
lagen, daß dem durch den Erlaß vom 13. Oktober 1856. zu 3. genehmigten 
Chauſſeebau von Berent bis zur Kreisgrenze bei Lamk die 9 ichtung nicht uͤber 
Lubjahnen, ſondern uͤber Mechowo und Lippuſchhuͤtte gegeben werde, und daß 
die durch den Erlaß von demſelben Tage ( eſetz-Sammlung von 1856. S. 977.) 
dem Kreiſe Berent bewilligten Rechte auch auf dieſe veraͤnderte Richtung zur 
Anwendung kommen. 


Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur offentlichen 
Kenntniß zu bringen. f 


Berlin, den 31. Oktober 1859. 
Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Königs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
5 und den Finanzminiſter. | 


— 


Jahrgang 1860. (Nr. 5164-5165.) 3 (Ir. 5166.) 
Ausgegeben zu Berlin den 27, Januar 1860. 
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(Nr. 5165.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 1. November 1859., betreffend die Genehmigung des 
Statuts der unter dem Namen „Frauengabe“ errichteten Stiftung zur 
Unterſtuͤtzung von der Marine angehoͤrigen Perſonen und deren Hinter: 
bliebenen. : 


Al den Bericht vom 21. September d. J. will Ich der Behufs Unterſtuͤtzung 
der Meiner Marine angehörigen Perſonen und deren Hinterbliebenen unter dem 
Namen „Frauengabe“ errichteten Stiftung hierdurch Meine Genehmigung er⸗ 
theilen, das darüber entworfene Statut vom 30. Juli d. J. beftätigen und der 
Stiftung die Rechte einer juriſtiſchen Perſon verleihen. Zugleich will Ich der⸗ 
ſelben für ihre Angelegenheiten, mit Vorbehalt des Widerrufs, die Stempel⸗ 
und Gebuͤhrenfreiheit, und unter den von Ihnen mit dem Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten zu verabredenden Modalitäten auch die Porto⸗ 
freiheit bewilligen, und überlaffe Ihnen, zur Ausfuͤhrung des Statuts die weis 
teren Verfuͤgungen zu treffen. 


Berlin, den 1. November 1859. 
Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


v. d. Heydt. Simons. v. Patow. Gr. o. Schwerin. 
Schröder. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten, 


den Juſtizminiſter, den Finanzminiſter, den Miniſter des 
Innern und den Chef der Marineverwaltung. . 


Statut 


renn 
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Statut 


der 


Stiftung „Frauen gabel. 


. 


Die Stiftung bezweckt, ſolchen Perſonen, welche der Koͤniglichen Marine 
angehoͤren, oder deren Hinterbliebenen, im Falle der Beduͤrftigkeit und Wuͤrdig⸗ 
keit Unterſtuͤtzungen zu gewaͤhren, und zwar: f 


1) den zur Marine gehörigen Perſonen ſelbſt, 


a) wenn dieſelben waͤhrend ihrer Dienſtzeit beſondere Ungluͤcksfaͤlle 
treffen, 


b) wenn fie für den Fall ihres Ausſcheidens aus dem Dienſte fur 
ihre Perſon der Unterſtuͤtzung beduͤrftig werden; 


2) fuͤr den Fall des Ablebens der zur Marine gehoͤrigen Perſonen deren 
Wittwen und Kindern. 


| Die Beduͤrftigkeit und Wuͤrdigkeit der bei 1. a. und b. gedachten Per⸗ 
| ſonen, ſowie die befonderen Ungluͤcksfaͤlle (a.) muͤſſen durch Atteſte der Admira⸗ 
lität nachgewieſen werden; bei den Wittwen und Kindern genuͤgen amtliche 
| Zeugniſſe der Ortsbehoͤrden des Wohnorts. 


Auf etwaige Empfehlungen des Chefs der Marineverwaltung, gleichviel, 
welche Perſonen der Koͤniglichen Marine oder deren Angehoͤrige ſie betreffen, 
wird der Vorſtand der Stiftung moͤglichſt Ruͤckſicht nehmen. Auch bedarf es 
in dieſen Faͤllen des ſonſt erforderlichen Nachweiſes uͤber die Wuͤrdigkeit und 
Beduͤrftigkeit nicht. 


H. 2. 
Die Stiftung fuͤhrt den Namen „Frauengabe“. 


Das Stammkapital der Stiftung wird durch die derſelben von dem 


Frauenverein uͤberwieſenen 25,000 Kthlr. nebſt den davon bis zum Tage der 
landesherrlichen Beſtaͤtigung aufgelaufenen Zinſen gebildet. Es wachſen dem⸗ 


ſelben zu: 
a) während der naͤchſten fünf und zwanzig Jahre der vierte Theil der vom 
Tage der Beſtaͤtigung an aufkommenden Zinſen; 2 
(Nr. 5165.) 3 ** b) die⸗ 


a 1 
p) diejenigen Geſchenke und Vermaͤchtniſſe, welche der Stiftung zugewendet 
f werden, inſofern nicht die Geber dieſelben ausdruͤcklich zur Vertheilung 
beſtimmen; a 
c) die in den einzelnen Jahren nicht zur Vertheilung gekommenen Zinſen. 
Das Kapitalvermoͤgen darf zu Unterſtuͤtzungen niemals verwendet werden. 


$. 4. 
Der Sitz der Stiftung iſt Berlin. 


H. 5. 


Die Verwaltung derſelben wird von einem Vorſtand geleitet, welcher 
gebildet wird: . 

a) aus zwei Seeoffizieren, welche der Chef der Marineverwaltung beſtimmt, 

p) aus dem jedesmaligen als Juſtitiarius fungirenden vortragenden Rath 
der Admiralitaͤt, 

c) aus dem erſten Buͤrgermeiſter der Reſidenz Berlin, 

d) aus dem Probſte zu St. Nikolai von Berlin, ö 

e) aus dem Koͤniglichen Geheimen Kabinetsrath Herrn Illaire, 

f) aus dem Königlichen Geheimen Kommerzienrath Herrn Bruͤſtlein, 

g) aus dem Herrn Kommerzienrath Sachſe, 

h) aus dem Herrn Kreis⸗Juſtizrath Dr. Straß, 

i) aus dem Herrn Dr. A. Sommer. 


Kann oder will eines der vorgedachten von c. bis i. genannten Mitglie⸗ 
der das Amt nicht annehmen, oder ſcheidet eines derſelben aus, ſo waͤhlen die 
ubrigen Mitglieder des Vorſtandes den Stellvertreter, reſp. ſeinen Nachfolger. 


$. 6. 


Der Vorſtand waͤhlt aus ſeiner Mitte einen Vorſitzenden, einen Schatz⸗ 
meiſter und einen Schriftfuͤhrer, auch fuͤr jeden derſelben einen Stellvertreter. 
Er faßt feine Beſchluͤſſe kollegialiſch. Bei vorhandener Stimmengleichheit ent⸗ 
ſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Die Verſammlung des Vorſtandes, zu 
welcher der Vorſitzende oder bei deſſen Verhinderung ſein Stellvertreter durch 
ſchriftlichen Umlauf einladet, iſt beſchlußfaͤhig, wenn mindeſtens ſechs Mitglie⸗ 
der, einſchließlich des Vorſitzenden, anweſend ſind. Nach Außen, bei Gerichten, 
anderen Behoͤrden ꝛc. wird der Vorſtand durch ſeinen Vorſitzenden oder deſſen 
Stellvertreter, und durch mindeſtens noch zwei ſeiner Mitglieder repraͤſentirt, 
deren Vertretung auch in denjenigen Faͤllen ausreicht, in welchen die Geſetze 
eine Spezialvollmacht fordern. Zu der Legitimation jener Vertreter reicht ein 
Atteſt des Chefs der Marineverwaltung aus. 


* 
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Die Vorſtandsmitglieder fuͤhren die Geſchaͤfte unentgeltlich. Fuͤr die 
Kaſſen⸗ und Buchfuͤhrung und die Kanzleiarbeiten koͤnnen beſondere Schreiber 
angenommen und remunerirt werden. 


H. 8. 


Die baaren Beſtaͤnde, Staatspapiere und ſonſtige Dokumente werden 
unter gemeinſchaftlichem Verſchluß des Vorſitzenden und des Schatzmeiſters auf⸗ 
bewahrt. Die kurrenten Zinſen und ſonſtigen Einnahmen erhebt der Schatz 
meiſter. Das Naͤhere beſtimmt die Geſchaͤftsordnung. 


F. 9. 


Die Belegung der Kapitalien erfolgt nach den fir gerichtliche Depofito- 
rien beſtehenden Vorſchriften auf den Grund ſchriftlicher Abſtimmung ſaͤmmt⸗ 


licher in Berlin anweſenden Mitglieder des Vorſtandes. 


H. 10. 


Ueber die eingehenden Unterſtuͤtzungsgeſuche entſcheidet der geſammte Vor— 
ſtand nach den Grundſaͤtzen des $. 6. 


H. #1: 


Ueber die, ſei es als ein in beſtimmten Raten zahlbares Jahrgeld, oder 
als eine, ein» für allemal zahlbare Beihuͤlfe, zu gewaͤhrenden Unterſtuͤtzungen 
wird alljährlich ein Vertheilungsplan entworfen und vom Vorſtande feſtgeſtellt. 
Indeſſen koͤnnen in dringenden Faͤllen auch im Laufe des Jahres Unterſtuͤtzun⸗ 
gen bewilligt werden, jedoch nicht über die Zeit bis zur naͤchſten Generalverthei⸗ 
ung hinaus. 


§. 12. 
Die zu gewaͤhrende Jahresunterſtuͤtzung darf fuͤr die in der Marine ge: 
dient habenden Perſonen felbft und für ihre Wittwen nicht uͤber 100 Rthlr., 


fuͤr Kinder derſelben aber nicht uͤber 50 Rthlr. fuͤr jedes betragen. Den Witt⸗ 
wen darf auch neben den Kindern eine Unterſtuͤtzung gewaͤhrt werden. 


$. 13. 


Die Jahresunterſtuͤtzungen werden ſtets nur auf einen beſtimmten Zeit⸗ 


raum (nie auf Lebenszeit) bewilligt, koͤnnen aber nach Ablauf der Bewilligungs⸗ 


friſt ſtets wieder auf eine beſtimmte Zeit erneuert werden. 
(Nr. 5165. Das 


= en 
Das Recht auf Forterhebung der Unterſtuͤtzung geht verloren: 


a) wenn der Empfaͤnger oder die Empfaͤngerin ſich eines mit dem Verluſt 
der buͤrgerlichen Ehre verbundenen Vergehens ſchuldig, oder ſonſt durch 
anftößigen Lebenswandel ſich deren unwuͤrdig macht, 


b) ferner, wenn die Wittwe, welcher dieſelbe ausgeſetzt worden iſt, zur an⸗ 
derweitigen Ehe ſchreitet. z 


$. 14. 


Perſonen, welche im Dienft auf dem vom Frauenverein hergeſtellten und 
der „Königlichen Marine uͤberwieſenen Kriegsſchooner „Frauenlob“ durch Un⸗ 
gluͤcksfaͤlle betroffen werden, ſowie deren Hinterbliebene haben in Konkurrenz⸗ 
fällen mit anderen Bewerbern den Vorzug und koͤnnen insbeſondere mit der 
hoͤchſten H. 12. genannten Unterſtuͤtzung bedacht werden. 


H. 15. 


Wenn die zur Marine gehoͤrenden Perſonen ohne eigenes Verſchulden in 
Gefangenſchaft gerathen, oder dergeſtalt verſchlagen werden, daß ihr Aufenthalt 
unbekannt iſt, ſo können ihre Ehefrauen und Kinder in gleichem Maaße unter⸗ 
ſtutzt werden, als wenn fie verftorben wären. 


H. 16. 


Die dem Staat gebuͤhrende Oberaufſicht beruht bei dem Chef der Ma⸗ 
rineverwaltung. Derselbe wird zu dieſem Zwecke einen Kommiſſarius ernennen, 
welcher das Recht hat, den Sitzungen des Vorſtandes beizuwohnen und Kennt⸗ 
niß von dem Inhalte der Akten zu nehmen. 


Berlin, den 30. Juli 1859. 


Der Frauenverein zur Unterſtützung hülfsbedürftiger Perſonen 
der Königlichen Marine. 
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(Nr. 5166.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 12. Dezember 1859., betreffend die Verleihung der fis 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee von 
Ranis im Kreiſe Ziegenruͤck bis zur Herzoglich Meiningenſchen Landes- 
grenze gegen Poͤsneck. 


Nude Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
von Ranis, im Kreiſe Ziegenruͤck des Regierungsbezirks Erfurt, bis zur Her⸗ 
zoglich Meiningenſchen Landesgrenze gegen Pösneck Seitens der Stadt Ranis 
und des Dominiums Ludwigshof genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch den 
genannten Unternehmern das Expropriationsrecht fir die zu dieſer Chauſſee er⸗ 
forderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Eitnubme der Chauſſeebau⸗ 
und Unterhaltungs - Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen 
beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich den 
Unternehmern gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der 
Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen 
des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließ⸗ 
lich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der 
ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtim⸗ 
mungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewendet werden, hierdurch 
verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. an⸗ 
gehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte 
Straße zur Anwendung kommen. i 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 12. Dezember 1859. 
Im Namen Sr. Majeftdt des Koͤnigs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Ir, 51665167.) (Nr. 5167.) 
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(Nr. 5167.) Bekanntmachung der Allerhoͤchſten Beftätigung des Statuts des Rhein-Ruhr⸗ 
Kanal⸗Aktienvereins zu Duisburg. Vom 17. Januar 1860. 


N. Regenten, ingen von Preußen, Koͤnigliche Hoheit haben mittelſt Aller⸗ 
hoͤchſten Erlaſſes vom 2. Januar d. J. das 9 ortbeſtehen des bisherigen, unter 


dem . mt 18 0. beſtäͤtigten Ruhrkanal⸗Aktienvereins zu Duisburg, nachdem 


derſelbe auch die Rheinkanal⸗Anlage bei Duisburg erworben hat, unter dem 
Namen „Rhein⸗Ruhrkanal⸗Aktienverein“ mit dem bisherigen Domizil zu geneh⸗ 
migen und, unter Aufhebung des bisherigen Geſellſchaftsſtatuts, das in dem 
notariellen Akte vom 22. Oktober v. J. verlautbarte, revidirte Statut mit fol⸗ 
genden Maaßgaben zu beſtaͤtigen geruht: 

1) Zu H. 13. Die Generalverſammlungen duͤrfen nur in den Staͤdten Duis⸗ 
burg, Ruhrort oder Muͤlheim a. d. Ruhr abgehalten werden. 

2) Das zweite Alinea des $. 30. hat im Eingange zu lauten: Alle Inſi⸗ 
nuationen von Schreiben, Benachrichtigungen, Vor und Einladungen 
erfolgen gültig und den Aktionair verbindend an die in dieſem Domizil⸗ 
bezir Weine e, von ihm bezeichnete Perſon, oder an dem in dieſem Do⸗ 
mizilbezirk belegenen, von ihm beſtimmten Hauſe u. ſ. w. 


Nach Vorſchrift des §. 3. des Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften 
vom 9. November 1843. wird dies mit dem Bemerken zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß gebracht, daß der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt den revidirten Statuten durch 
das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Duͤſſeldorf bekannt gemacht wer⸗ 
den wird. - 


Berlin, den 17. Januar 1860. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 
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